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A. Problematik 
A. Problematik 

I. Rückrufe 

Der Rückruf von gefährlichen Produkten ist seit Jahrzehnten ein vertrautes 
Phänomen. Allerdings ist die Anzahl der Produktrückrufe in den vergange-
nen zehn Jahren noch einmal besonders stark angestiegen.1 So wurden in 
Deutschland im Jahr 2011 im Kraftfahrzeugbereich mit 186 Rückrufaktio-
nen genau 100 Rückrufe mehr durchgeführt als noch zehn Jahre zuvor.2 
Über einen deutschen Automobilhersteller war jüngst sogar zu lesen, dass 
die Zahl der Fahrzeuge, die dieser in den ersten sechs Monaten des Jahres 
2012 auf dem US-amerikanischen Markt zurückgerufen hatte, drei Mal so 
hoch sei wie die Zahl der von ihm im selben Zeitraum dort verkauften Pro-
dukte.3 Aus den Daten des deutschen Kraftfahrt-Bundesamtes ergibt sich, 
dass in den vergangenen acht Jahren circa ein Siebtel aller in Deutschland 
zugelassenen Kraftfahrzeuge zurückgerufen worden sind.4 

                                            
1 Laut manager magazin online, 27.01.2012, hat sich die Zahl der gemeldeten Rück-

rufe europaweit seit 2004 mehr als vervierfacht; Klindt, NVwZ 2008, 1073, 1073 spricht 
gar von einem geradezu explosiven Anstieg innerhalb eines Jahrzehnts und prognostiziert 
eine Fortsetzung dieser Entwicklung. 

Wie stark die Relevanz von Produktrückrufen weltweit gestiegen ist, lässt sich auch 
daran ermessen, dass die International Organization for Standardization im April 2013 
einen ISO Guidance Standard zu Produktrückrufen veröffentlichen wird (ISO 10393). 

2 Im Jahr 2001 fanden 86 Rückrufaktionen statt, im Jahr 2011 waren es 186, Kraft-
fahrt-Bundesamt, Jahresbericht 2011, 57 (diese Zahlen erfassen nur diejenigen Rückruf-
aktionen, „bei denen der Mangel so erheblich war, dass die Halterermittlung über das 
zentrale Fahrzeugregister […] gerechtfertigt war“); die Zahl der im Rahmen von Rück-
rufaktionen im Jahr 2011 angeschriebenen Halter belief sich auf 563.414 (Kraftfahrt-
Bundesamt, Jahresbericht 2011, 58). 

3 Welt Online, 10.07.2012; eine vergleichbare Quote erreichte Honda im Jahr 2011, 
Financial Times Deutschland, 07.02.2012. 

4 Das Kraftfahrt-Bundesamt informierte zwischen 2004 und 2011 knapp 7,5 Mio. Hal-
ter über Rückrufe (Kraftfahrt-Bundesamt, Jahresbericht 2011, 58); das Register des 
Kraftfahrt-Bundesamtes umfasste im Jahr 2011 insgesamt 51,7 Mio. zugelassene Kraft-
fahrzeuge (Kraftfahrt-Bundesamt, Jahresbericht 2011, 4). 
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Diese Zahlen spiegeln sich auch in der Wahrnehmung der Konsumenten 
wider. Eine Eurobarometer-Umfrage der Europäischen Kommission aus 
dem Jahr 2011 ergab, dass ein Fünftel aller europäischen Verbraucher eine 
„nicht unerhebliche Anzahl von Konsumgütern, […] die in Europa ver-
kauft werden, für unsicher halten.“5 In derselben Umfrage gaben 16 Pro-
zent der Befragten an, bereits von einer Rückrufaktion betroffen gewesen 
zu sein.6 Das geringe Vertrauen in die Produktsicherheit dürfte als Folge 
der Tatsache anzusehen sein, dass auch Spielzeug, Kleidung und Haus-
haltsgeräte häufig Gegenstand von Produktsicherheitsmaßnahmen werden.7  

Der Anstieg an Produktrückrufen wird insbesondere auf die strengeren 
Regelungen des Produktsicherheitsrechts zurückgeführt, die im vergange-
nen Jahrzehnt in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union erlassen 
wurden.8 Allerdings lässt sich daraus nicht zwingend schließen, dass die 
Behörden heute mehr Rückrufe anordnen als zuvor. Vielmehr stellte eine 
Studie der OECD aus dem Jahr 2009 fest, dass die Bereitschaft der Unter-
nehmen, von sich aus einen Rückruf durchzuführen, zugenommen habe.9 
Diese Entwicklung mag auch auf eine gesteigerte Sensibilisierung und da-
mit einhergehend eine kritischere Haltung auf Seiten der Verbraucher zu-
rückzuführen sein.10 Aus denselben Gründen ist auch in der Schweiz, in 
der es an detaillierten Daten zu Produktrückrufen bisher weitgehend man-
gelt, mit einem fortgesetzten Anstieg der Produktrückrufe zu rechnen. In 
diese Richtung deutet auch die Verdreifachung der vom Eidgenössischen 
Büro für Konsumentenfragen veröffentlichten Produktrückrufe im Zeit-
raum von 2005 bis 2011.11  
                                            

5 Europäische Kommission, Eurobarometer Consumers 2011, 65 (für den sogenannten 
non-food-Bereich: 20%; für Lebensmittel: 21%). 

6 Europäische Kommission, Eurobarometer Consumers 2011, 68. 
7 Gemäß Europäische Kommission, RAPEX Jahresbericht 2011, 16 sind die vier Pro-

duktarten, für die am häufigsten Meldungen über Maßnahmen aufgrund gefährlicher 
Produkte eingehen, die folgenden: Bekleidung, Textilien und Modeartikel (423 Meldun-
gen, d.h. 27%); Spielzeug (324 Meldungen, d.h. 21%); Motorfahrzeuge (171 Meldungen, 
d.h. 11%); Elektrogeräte und -zubehör (153 Meldungen, d.h. 8%). Bedauerlicherweise 
lassen die RAPEX-Daten nicht erkennen, wie viele der Meldungen Produktrückrufe und 
wie viele andere Maßnahmen (z.B. Verkaufsstopps, Warnungen oder Rücknahmen) be-
treffen. 

8 Freshfields Bruckhaus Deringer, Getting it right, 5 f. Zu weiteren Ursachen für den 
kontinuierlichen Anstieg von Produktrückrufen seit den 1970er Jahren siehe Thürmann, 
NVersZ 1999, 145, 146. 

9 OECD, Analytical Report on Consumer Product Safety, 21. 
10 Freshfields Bruckhaus Deringer, Getting it right, 6. 
11 Schweizerische Post, Logistik, Produktrückruf: 12 Rückrufe im Jahr 2005, 32 im 

Jahr 2010; im Jahr 2011 veröffentlichte das Eidgenössische Büro für Konsumentenfragen 
36 Rückrufe, in der ersten Hälfte des Jahres 2012 bereits 17, siehe BFK, Rückrufe und 
Sicherheitsinformationen. Die entsprechenden Zahlen der deutschen Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin für das Jahr 2011 und die erste Hälfte des Jahres 2012 
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II. Kosten 

Über die Kosten, die einem Hersteller durch einen Produktrückruf entste-
hen, lassen sich kaum einheitliche Aussagen machen. Die Summen, die in 
vereinzelten Gerichtsurteilen aus den 1990er Jahren genannt werden, bei 
denen es um zurückgerufene Rettungsinseln12, Druckmesszellen zum 
Bremsen von Schienenfahrzeugen13, Kfz-Tempostate14 und Dunstabzugs-
hauben15 ging, bewegen sich überwiegend im sechsstelligen, einmal aber 
auch im mittleren siebenstelligen DM-Bereich. In einem Fall über die Kos-
tenerstattung für eine Umrüstaktion an gefährlichen Röntgengeräten aus 
dem Jahr 2006 beantragte die Klägerin eine siebenstellige Euro-Summe.16 
Um ganz andere Beträge ging es in dem besonders medienwirksamen 
Rückruf des Automobilherstellers Toyota aus dem Jahr 2010. Wegen ver-
meintlich klemmender Gaspedale entstand dem weltgrößten Autobauer ein 
Schaden von über einer Milliarde Euro.17  

Die Summe dieser Kosten setzt sich aus einer Vielzahl unterschiedlicher 
Einzelposten zusammen.18  

Nach dem Zeitpunkt ihres Entstehens lassen sich folgende Kosten ent-
scheiden: Zuerst werden interne Kosten zur Ermittlung der betroffenen 
Produktchargen sowie zur Entwicklung einer Strategie zur Gefahrenbesei-
tigung verursacht19. Sodann schließen sich die Kosten für die Benachrich-
tigung der Eigentümer bzw. Nutzer des betroffenen Produkts20 an. Wenn 

                                            
betragen 77 respektive 54 Rückrufe, siehe BAuA: Liste der Produktrückrufe und Pro-
duktwarnungen.  

Weder das Eidgenössische Büro für Konsumentenfragen noch die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin differenziert innerhalb der aufgelisteten Meldungen 
zwischen Rückrufen und anderen Maßnahmen. Aus diesem Grunde werden hier – im 
Einklang mit der üblichen Wiedergabe dieser Zahlen, vgl. nur Schweizerische Post, Lo-
gistik, Produktrückruf – sämtliche dort aufgeführten Meldungen als Rückrufe bezeichnet. 

12 LG Hamburg, 21.07.1992, VersR 1994, 299, 299: DM 186.109,21. 
13 OLG München, 04.03.1992, VersR 1992, 1135, E. 5: DM 430.658,50. 
14 OLG Düsseldorf, 31.5.1996, NJW-RR 1997, 1344, 1345: DM 607.332,50. 
15 OLG Karlsruhe, 02.04.1993, NJW-RR 1995, 594, 594: DM 5.029.878,00. 
16 LG Frankfurt a.M., 01.08.2006, VersR 2007, 1575, E. 10: EUR 4.839.785,47, 

USD 694.560,00 und CAD 119.373,19. 
17 Spiegel Online, 04.02.2010. 
18 Zu den Kosten, die durch eine Rückrufaktion entstehen, siehe etwa Grote, VersR 

1994, 1269, 1269; L. Herrmann/Fingerhut, BB 1990, 725, 726; Holliger-Hagmann, Ma-
nagement der Produkthaftpflicht, 192 ff.; Kaufmann, VersR 1999, 551, 557; Spühler, 
40 f. 

19 Umfassend zum Rückrufmanagement in der Praxis Glasl/Klindt, 59 ff. 
20 Je nach Gefährdungspotential des Produkts und den Umständen seiner Nutzung 

kann jeweils (neben etwaigen Dritten) der Eigentümer oder der Nutzer des Produkts ge-
fährdet sein. Freilich erübrigt sich diese Unterscheidung häufig, wenn Produkteigentümer 
und -nutzer in einer Person zusammenfallen. Der Präzision halber werden in dieser Ar-
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die Benachrichtigung über persönliche Anschreiben erfolgt, müssen dafür 
zunächst die betroffenen Personen und die entsprechenden Adressen ermit-
telt werden. Wo dies nicht möglich ist, kommt nur ein über die Medien 
veröffentlichter Aufruf in Betracht, für den die nötigen Anzeigen in Onli-
ne- und Printmedien, allenfalls auch in Radio und Fernsehen zu schalten 
sind. In einzelnen Fällen wird auch eine telefonische Hotline unterhalten, 
um die Produkteigentümer/-nutzer zu beraten und zu unterstützen. 

Je nach Produktfehler fallen darüber hinaus Kosten für die Überprüfung 
der Produkte an, um festzustellen, welche von ihnen tatsächlich fehlerbe-
haftet und deswegen gefährlich sind. Der Großteil der Rückrufkosten ent-
fällt jedoch üblicherweise auf die Kosten für die eigentliche Gefahrenbe-
seitigung in Form von Arbeitskosten (Reparatur, Nachrüstung, Aus- und 
Einbau von Teilen), Materialkosten (bei Einbau eines neuen Teils oder 
Umtausch des gesamten Produkts) oder Kosten für die Rückerstattung des 
Kaufpreises. Hinzu kommen Kosten für den Transport der Produkte oder 
für die Ermöglichung der Gefahrenbeseitigung an ihrem Belegenheitsort. 
Mitunter erhalten die Produkteigentümer/-nutzer auch Entschädigungen für 
den vorübergehenden Verzicht auf das Produkt oder sonstige Anreizzah-
lungen. 

Weitere Kosten entstehen durch allenfalls notwendige Zwischenlage-
rung entweder der zurückgerufenen Produkte oder der Ersatzteile sowie 
sonstige Organisation. Kostspielig kann auch die Entsorgung der fehlerhaf-
ten Produkte sein, so insbesondere bei gefährlichen Stoffen, Arzneimitteln 
und dergleichen. Darüber hinaus fallen während des gesamten Prozesses 
sowie nach dessen Abschluss Kosten für Ablauf- und Erfolgskontrollen an 
sowie, gerade in größeren Unternehmen, für externe Beratung durch Ex-
perten. 

Schließlich verursacht ein Rückruf auch Kosten, die nicht der Durchfüh-
rung der Rückrufaktion dienen, sondern erst eine Folge derselben sind. So 
entstehen dem Endhersteller häufig Gewinneinbußen und Imageschäden. 

III. Arbeitsteilige Produktion 

Der Großteil der Warenproduktion erfolgt heutzutage nicht mehr durch ein 
einzelnes Unternehmen, sondern in einem System hochdifferenzierter Ar-
beitsteilung. Dabei übernimmt der Endhersteller teilweise kaum noch mehr 
als die Rolle eines sogenannten assemblers, welcher von anderen produ-
zierte und gelieferte Teile nur noch zusammensetzt. Im Automobilbereich 
sind die Zulieferer mittlerweile sogar für 75 Prozent der gesamten Wert-

                                            
beit regelmäßig beide Begriffe parallel verwendet. Dies erlaubt es, an den Stellen zu 
differenzieren, an denen es einen Unterschied in der Behandlung von Produkteigentümer 
und Produktnutzer gibt. 
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schöpfung verantwortlich.21 Vor diesem Hintergrund ist es nicht ver-
wunderlich, dass häufig die Ursache für den Produktrückruf in einem Zu-
lieferteil liegt. Wenn ein solch defektes Teil den Anlass für einen Rückruf 
gebildet hat, dann wird der Endhersteller regelmäßig versuchen, die durch 
den Rückruf entstandenen Kosten vom verantwortlichen Zulieferer ersetzt 
zu bekommen. 

Für die Beilegung von Fragen, die im Rahmen eines solchen Rückrufre-
gresses auftauchen, gilt das, was auch sonst in Zulieferbeziehungen zu be-
obachten ist: die beteiligten Parteien (inklusive der involvierten Versiche-
rungen) vermeiden es, ihre Streitigkeiten vor Gericht auszutragen.22 Maß-
geblich für diese Zurückhaltung dürfte einerseits die oftmals langfristige 
und enge Beziehung zwischen Endhersteller und Zulieferer sein, anderer-
seits der Wunsch, möglichst wenig Aufsehen in der Öffentlichkeit zu erre-
gen, um Imageschäden gering zu halten sowie einen Präzedenzfall zu ver-
meiden.23 Die meisten Regressfragen finden eine außergerichtliche Lö-
sung, sei es durch eine schlichte Einigung oder ein Schiedsverfahren.24 
Wenn sich ein gerichtliches Verfahren nicht vermeiden lässt, endet es häu-
fig in einem Vergleich.25 Aus diesen Gründen sind Fragen des Rückrufre-
gresses trotz ihrer großen Praxisrelevanz bisher nur äußerst selten von 
staatlichen Gerichten entschieden worden. 

B. Fragestellung 
B. Fragestellung 

Die vorliegende Arbeit widmet sich zwei Fragenkomplexen, die in folgen-
der Situation zu beantworten sind: 
Zulieferer Z produziert Teile, mit denen er Endhersteller E beliefert. E verwendet diese 
Zulieferteile für sein Endprodukt, welches über Zwischenhändler an die Endabnehmer 
veräußert wird. Als das Endprodukt bereits von den Endabnehmern verwendet wird, stellt 
sich heraus, dass es ein Sicherheitsrisiko darstellt. Verursacht wird die Gefährlichkeit des 
Endprodukts durch das von Z bezogene Zulieferteil. 

Aus der so skizzierten Sachlage ergibt sich als erstes die Frage nach der 
Rückrufpflicht des Warenherstellers: Unter welchen Voraussetzungen trifft 
                                            

21 Handelsblatt, 13.04.2012. 
22 Helmig, PHi 2011, 82, 82; Steinmann, 6. 
23 Migge, VersR 1992, 665, 666 f. spricht sehr pointiert von dem „Interesse, […] die 

Bildung einer gefestigten Rechtsprechung zu diesen kostenintensiven Problembereichen 
und Fragen [im Qualitätsmanagement] zumindest zu verzögern und die so bestehende 
Rechtsunsicherheit im eigenen Interesse zu nutzen“; Steinmann, 6. 

24 Zur regelmäßigen Verwendung von Schiedsklauseln in Qualitätssicherungsverein-
barungen Migge, VersR 1992, 665, 666; siehe auch Steinmann, 6. 

25 Siehe dazu die verglichenen Streitigkeiten in der Aufstellung von Lenz, 
FS Meilicke, 417 ff. 
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den Hersteller eine Pflicht, das gefährliche Produkt zurückzurufen? Wel-
che Maßnahmen muss er ergreifen, um diese Pflicht zu erfüllen? Innerhalb 
dieser Arbeit liegt der Schwerpunkt bei der Beantwortung dieser Fragen 
auf der zivilrechtlichen Rückrufpflicht. Der Vollständigkeit halber werden 
auch straf- und öffentlich-rechtliche Rückrufpflichten kurz angesprochen, 
sie sollen jedoch nicht vertieft behandelt werden.26 

Der zweite Fragenkomplex setzt voraus, dass der Endhersteller das ge-
fährliche Produkt zurückgerufen hat, und erörtert die daraus folgenden 
Regressfragen: Kann der Endhersteller vom verantwortlichen Zulieferer 
Ersatz der Rückrufkosten verlangen? Wenn ja, unter welchen Vorausset-
zungen und in welchem Umfang? Diese Fragen sind per definitionem dem 
zivilrechtlichen Bereich zuzuordnen. 

Die Rückrufpflicht und der Rückrufregress werden in dieser Arbeit un-
ter Geltung schweizerischen und deutschen Rechts erörtert. Während sich 
diese beiden Rechtssysteme im Bereich des hier im Vordergrund stehenden 
Zivilrechts im Grundsatz sehr ähnlich sind, ist die aktuell große Relevanz 
der Fragestellung in den beiden Rechtsordnungen auf unterschiedliche 
Gründe zurückzuführen. In Deutschland ist die Diskussion über die zivil-
rechtliche Rückrufpflicht bereits einige Jahrzehnte alt,27 sie hat jedoch 
durch die erste höchstrichterliche Entscheidung28 vor kurzem eine neue 
Wendung erfahren. Diese wurde zwar in der Literatur schon besprochen,29 
bisher jedoch noch nicht vertieft wissenschaftlich aufgearbeitet. In der 
schweizerischen Diskussion hingegen hat die Pflicht zum Rückruf gefähr-
licher Produkte bis vor kurzem eher ein Schattendasein geführt.30 Jüngst 
                                            

26 Durch die Beschränkung auf gefährliche Produkte ergibt sich auch, dass diese Ar-
beit sich nicht mit etwaigen Rückrufpflichten des Immaterialgüterrechts befasst. 

27 Die ersten Aufsätze zu diesem Thema stammen von Löwe, DAR 1978, 288 ff., 
Sack, DAR 1983, 1 ff. (zum Rückrufanspruch aus Wettbewerbsrecht) und J. Hager, 
VersR 1984, 799 ff. Monographien, die der zivilrechtlichen Rückrufpflicht gewidmet 
sind, entstanden insbesondere in den 1990er Jahren; darunter sind insbesondere zu nen-
nen: Schulenberg, Der Rückruf des Warenherstellers im deutsch-amerikanischen Rechts-
vergleich, Frankfurt a.M. et al. 1992; Seeling, Die „Rückrufpflicht“ des Warenherstellers, 
Würzburg 1993; Rettenbeck, Die Rückrufpflicht in der Produkthaftung, Baden-Baden 
1994; Tamme, Rückrufkosten, Karlsruhe 1996; Pannenbecker, Produktrückrufpflicht und 
Kostenersatz in der Haftpflichtversicherung, Karlsruhe 1998; Bodewig, Der Rückruf 
fehlerhafter Produkte, Tübingen 1999; aus jüngerer Zeit Kreidt, Die Haftung des Zuliefe-
rers für Produktionsschäden und Rückrufkosten, Bonn 2006, 127 ff. 

28 BGH, 16.12.2008, NJW 2009, 1080 ff. (Pflegebetten). 
29 Burckhardt, BB 2009, 630 ff.; Burckhardt, PHi 2009, 48 ff.; Faust, JuS 2009, 

377 ff.; J. Hager, VersR 1984, 799 ff.; J. Hager, FS Prölss, 71 ff.; J. Hager in Staudin-
ger, § 823, Rz. F 26; Kettler, VersR 2009, 274 ff.; Klindt, BB 2009, 792 ff.; Looschel-
ders, SchuldR BT, Rz. 1267; Molitoris, NJW 2009, 1049 ff.; Reusch, StoffR 2009, 
205 ff.; E. Wagner, BB 2009, 2050 ff.; G. Wagner, JZ 2009, 908 ff. 

30 Ausführlich hat sich mit der zivilrechtlichen Rückrufpflicht in der Schweiz bisher 
ausschließlich Röthlisberger, Zivilrechtliche Produktbeobachtungs-, Warn- und Rückruf-
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hat jedoch das neue Produktesicherheitsgesetz31 den Diskurs angefacht, so 
dass die Rückrufpflicht gerade auch im Zivilrecht vermehrt beachtet wor-
den ist. Die Einzelheiten des Rückrufregresses hingegen sind in der 
Schweiz offenbar noch gar nicht, in Deutschland bisher lediglich vereinzelt 
erörtert worden32. An einer vergleichenden Betrachtung dieses Themas in 
den beiden Rechtsordnungen fehlt es gänzlich. 

Aus der inhaltlichen Ausrichtung der Arbeit ergibt sich auch die Ein-
schränkung auf die genannten Rechtsordnungen. Einerseits existieren so-
wohl in der Schweiz als auch in Deutschland Industriebranchen, in denen 
Rückrufen entweder aufgrund besonderer Häufigkeit (Automobilindustrie) 
oder aufgrund langfristiger und oftmals nur schwer feststellbarer Wirkun-
gen (Pharma, Chemie) eine gesteigerte Relevanz zukommt. Andererseits 
ist der zivilrechtlichen Rückrufpflicht in anderen Rechtsordnungen ver-
hältnismäßig wenig Bedeutung beigemessen worden.33 So ist insbesondere 
in den USA, welche gleichsam als Mutterland der Rechtsgebiete Produkt-
sicherheit34 und Produkthaftung35 gelten können, der Bereich des Produkt-
rückrufs bereits seit Jahrzehnten umfassend reguliert und aufgrund dieser 
Regulierung dem Zivilrecht in weiten Teilen entzogen.36 

Der oben skizzierte Beispielsfall enthält zwei weitere Beschränkungen 
der Fragestellung, die der Klarheit halber an dieser Stelle explizit hervor-
gehoben werden sollen. Beide Eingrenzungen dienen der Reduktion von 
                                            
pflichten der Hersteller, Zürich 2003 auseinandergesetzt. Ansonsten findet die Rückruf-
pflicht lediglich knappe Erwähnung. 

31 Bundesgesetz über die Produktesicherheit vom 12.06.2009, SR 930.11, in Kraft seit 
01.07.2010. 

32 Aus der monographischen Literatur: Droste, 192 ff.; Tamme, 309 ff.; Kreidt, 
234 ff.; Aufsätze: Link, BB 1985, 1424 ff.; L. Herrmann/Fingerhut, BB 1990, 725 ff.; 
Grote, VersR 1994, 1269 ff.; W. Müller/Dörre, VersR 1999, 1333 ff.; E. Wagner, BB 
2009, 2050 ff. 

33 Molitoris, NJW 2009, 1049, 1051 f. (keine differenzierte rechtliche Durchdringung 
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